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Proz€ssbdolmäcttite:

Amtsger icht Dnesse lilorf

Verkündet am 28 08.2015

Paulus-Alagün, Justiz besch äfigte
als Urkundsbeamtin der
Geschäftsstelle

Kbgerin,

Rechtsanveälte Heinle pp., Koblenzer St.
'1214n,53177 Bonn,

g e g e n

S. 1/8

ehrin
51 C 35/15

Amtssericht Düsseldorf

IM NAMEN DES VOLKES

Urteal

ln dem Rechtsstreit

der fierre tXelc Gnttl. verü d d Gf. JttgEn Wofff. Fh€haferE{r. 61, 53842

Trcd

die Hofschröer GmbH & Co.KG Bauunternehmung, vertr.d.d. Hofschröer Beteiligungs

GmbH, d. vertr.d.d. Gf. Dipl.-lng. Mark Hofschröer, Alte Haselünner Str. 5, 49808

Lingen (Ems),
Beklagte,

+ozssbeYo&n-tt{te Rechtsa nwä lte FSW Rechtsanwälte.
Lookenstr. 23, 49808 Lingen,

hat das Amtsgericht Düsseldorf

auf die mündliche Verhandlungvom 17.47.2015

durch den Richter am Amtsgericht Nick

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 'l 836,00 € nebst Zinsen i.H.v. 9

ProzentpunKen über dem Basiszinssatz jedoch max. 12oÄp.a. aus 963,00€

seit dem 22.09.2014 und aus weiteren 873,00 € seit dem 1 6. 1 0.2014 sowie

40,00 € Mahnkosten zu zahlen.
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Die weitergehende Klag€ .rc äog6 €sen.

Die Kosten des Rechtsstreas t.agen d€ Klägerin zu 360Ä und die Beklagte zu
640A.

Das Urteil ist vorläufig volts;trectba. fur dre Klägerinjedoch nur gegen

Sicherheit i .H.v. 110 % des zu votbtreckenden Eetrages. Die Kägerin kann

die Zwangsvollstreckung durch dre Betdagte gegen Sbherheit i.H,v. 110 %
des vollstreckbaren Betrages abwenden. ryenn daese nicht zuvor Sicherheit

i.H.v. 1 '10 0,6 des jeweils zu vollslreckenden Betrages leistet.

Der Streitwert wird auf 2889.00 € festoesetzt.

T:!Ds:!fOS!=

De KlegE n betel sag llodetr-WotnLqgen auf Zet zu Mrete an
Pt E-fjlaa vorn 28 08 2Ot 4 (Bt 54 der AKe) erbat die Beklagte ein Angebot ftir ein
Monteurzimmer h.rr 2 Personen für den Zeitraum Mitte September bis Ende
November/Anfang Dezember.

Nachdem seitens der Klägerin ein solches übermittelt worden war kam es zu einem
Telefonat vom ' l  6.09.2014 über nähere Detai ls. Noch am gleichen Tag übermittelte

die Klägerin der Beklagten eine ,,Auftragsbestätigung/Rechnung" für 2 personen in
einem Zimmer einer Wohnung im Hause Kölner Str.  338 in Düsseldorf vom
2O.O9 201 4 bis 21 11 . 2O1 4 für 450,00 € pro Mann und Monat über insgesamt
2889 0O € brutto Hinsichtl ich der Einzelheiten wird auf die Rechnung Bl. 31 der AKe
--:3-1 ]€ J7i. :3ezug genommen A gemeinen Geschäftsbedingungen der
Klagern (Bl. t3 tr. d.A.) veryyiesen.

Mit E-Mail  vom 29.09.2014 erklärte die Beklagte unter Verweis auf eine

vorangegangene E-Mail  vom '16.09.20' l  4, deren Zugang streit ig ist,  dass die
Buchung des Monteurzimmers bereits storniert worden sei. Hinsichflich der
Einzelheiten wird auf Anl. 3 der Klageerwiderung, Bl.  55 der AKe, Bezug genommen.

Auf mehrere Mahnungen der Klägerseite zahlte die Beklagte nicht.

S. Z/B
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gerin trägt vor, in dc|ll T-I| n 16.(B.201 4 sei das Zimmer

echend den in d€r AfiT-rÜtq ftdgehaltenen Konditionen von dg
agten gebucht worden- Ed tf Allfüeotäligung handele es sich um ein

kaufmä nnisches Bestätiguqdnbr. Co r*lt unverzäglbh widersprochen
worden sei.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu venrte*r\ m sb 2ED.ül € neöei Zipen in Flöhe ym ei
Prozenpunlden po llond sel dem Z2-E 20l1sc.h eire KdelparscHe
von 40 € zu zahlen-

Die Beklagte beantragt,

<Ie KlageerFiEc.t-

$qlr,I- Tän 16. Sofrnba*n halesat* Konrfiur

trn uhr r - -t VütgdtE |' fr Belagbn |*rt i*agp !fl md
ö \ltrq .*tüd tdr üil atgEdfcen urde- Vq desem Hiil€rgnnd
brne *$ de lcägerh aucfi nblt auf eir etwaiges kaufir€nnisches
Besüitpungsschreibe n berufen.

Hinsichtlich des weiteren Parteivorbringens wird auf den Akteninhalt Bezug
genommen.

Entscheidunqsoründe:

lblGge H:rrralg urdrnctr ftaßgnbe des Tenors begründet.
Das Amtsgericht Düssetdorf ist gemäß g 29aZpO örflich zuständig, da es um
Ansprüche aus einem Mietverhältnis über Räume geht, die in Düsseldorf belegen
stno.

In der sache war in vollem umfang streitig zu entscheiden, da die Beklagte der erst
nach schluss der mündlichen Verhandlung erklärten teilweisen Klagerücknahme
nicht zugestimmt hat.

S.  VB
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Beklagte ist zur Zahtunc
/rpflichtet.
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1 .

Zwischen den par te ien  ts l  e  ̂  r . , : : . . : .3 : -  _ :  Cen Bed ingungen der
Auftragsbestät ig u ng !,ort 1 a :.3 : : .  - :  :-  S:3^:e oe(cn.ren
Dies ergibt sich im wesen|,cre^ 3_s .*^ ,_.,^"*,r"n ' toer ern kaufmännisches
Bestätigungsschrerben

d l

Die Auftragsbestätigung ist ars kaufmännisches Bestätigungsschreiben aufzufassen.Sie nimmt Bezug auf vorvertragl iche Gespräche, insDesondere ein unstreit ig zuvorübermi t te l tes  Angebot  und au f  Gespräche d ie  aus  Srch t  der  K läger in  zu  e inem.  . - - : - t s> : -  -ss  : : , -_^ r  _a3€^  ̂ 3*  . ^  l3S ,^s i .e  t iQe Gesprach . ,om 15 og  2014-  i . . - .  -= . .3_ .= :_3 -  r , , . :  : a - : , : ^  : 3SS _ :  : e . : - : ragsces la i rgJng  d te  K lage r inden- -  a '  :=. :  . : - .3, :5 .e. :  ^:  <_ ."Sl  e!e^ . , ,O :e

J:e 3e<ra3ie <ai :n der Klage'n auch ntcht den Argl isretnwand etwa wegen derangravterender Abweichung vom Vereinbarten entgegennalten, dass die Klägerinredr icherweise mit  einem Einverständnis der Bekragten nicht mehr rechnen konnte.Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Bekragten wider bessereswissen ein Vertragsschruss untergeschoben werden sorte.
Vielmehr spricht der Wortl
2s0s2014endeuts.J::"j;ffJ;:;i:[1?*':,T"::".#.il:il::

a usg jng, wenn sie ausdrü(i =. : ::: : ?.s 3. ts ., . " ̂  ;::::=TH;, lrililiT,::il::T:: Jil::i:,.<-i -t€-:e^ a irg€s€nen. s
formulieren. 

;o hane nrchts näher gelegen, als genau dies zu

Hinzu kommt' dass unbestritten der Bekragten bereits etn Angebot der Krägerinvorrag was genau Inhart dieses Angebots war, und was genau Abweichendes dieParteien in dem Gespräch kommuniziert haben oder nicht, bleibt unklar.lnsbesondere zeigt die Anfrage der Beklagten vom 2g.Og.2014zeigt, dass dieBeklagte gerade nicht nach
nach einem zimmerrur, ,r ,r l  

" 'n"t 
separaten wohnung für Monteure sondern nur

d a ss e n e u nte r k u n rt .* J:l::'."J""jTjj I ill ;ll lililjl: ffillT:,::.
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J,€ Annahme eines kaufmännischen

5/€.

Ä allem liegen die Vorausser_r:*-

€stätig ungsschreibe ns vor

o)

Die Beklagte hat dem Schre oe^ ̂ c-: --.e.zJglrch widersprochen.

Dabe i  kann dah ins tehen.  ob  oer  Krage. .  c ,e : - [ ta r r  , ,om 16, f ,g  2014 überhauot
zugega ngen ist

Denn ihrem wort laut nach enthan drese E-Marr gerade kernen widerspruch gegen
die Auftragsbestät igung sondern imprizi t  im Gegenteir sogar eine Bestät igung. Denn
die dort erklärte Stornierung einer Buchung voraussetzt, dass eine sorche Buchuno
auch aus Sicht der Beklagten zustande gekommen ist.
Die Beklagte kann nicht mit ihrem Vorbringen gehört werden, der Mitarbeiter der
3e'r33:e^ ̂ aDe s,.h nur rarenhafl  ausgedrucK und tatsachhch widersprechen wo en.
l* ^ :-- e  ̂ e^ <an^ auch oer Lare a.y6cFen einer Sotnierung erner erfolgten
:.,,.i-ng J,ro eirrem Wderspruch gegen erne falschlrche oder gar untergeschobene
Jnr|chtrge Buchurg unterschetden

Zum anderen ist ohnehin auf den objeKiven Empfä ngerhorizont auf Krägerseite
abzustel len. Ein ob.ieKiver Empfänger konnte die Stornierung aber gerade nicht ars
Widerspruch gegen das kaufmännische Bestätigungsschreiben verstehen.

Nach al lem ist ein Mietvertrag über die Räumlichkeiten mit dem Inhalt des
Schreibens zustande gekommen.

. d:,'agsr r"ina,i 6r a efclrngs erne Gesamtmiete für die vereinbarte Dauer von ledialtch
1926,0O € geworden.

lnsoweit l iegt ein offenkundiger Karkurationsirf tum vor, da die Ka rkurationsgrundragen
vollständig offen geregt wurden und der Fehrer nämrich von ernem Einheitspreis von
450 € pro Mann und Monat für 2 Monate auf 6 statt 4 Einheiten und 2700 € netto
statt 1 800,00 € zu kommen geradezu ins Auge springt. Richtig ist die korrigierte
Rechnung, in der die Klägerseite selbst von einem Tippfehler ausgeht.

Da in der Auftragsbestät ig ung, die insoweit die vorrangige Individuarvereinbarung
darstel l t ,  von irgendwerchen sonderkondit ionen keine Rede ist,  kann der Bekragten
auch nicht mit ihrem inhal ich ohnehin kaum nachvollzieh baren Vorbrinqen zu

/
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-^punkt l icher Zahlung verfal len sol len, gefolgt

roen.

3.

Die Beklagte hat den Vertrag nchl tnrksarn i czeltig beendet.

Auf das vertragsve rhä ltnis findet Mretrecht An\,,'endung Bei einem Mietverhältnls

über eine bestimmte Mietzeil endet das Mretrerhaltnrs gemaß s 542 Abs. 2 BGB erst

mit Ablauf dieser Zeit. Hiervon abwechende Kundrgungsvereinbarungen oder

gesetzliche außerordentliche Kündigungsmöglichkeiten sind nicht ersichtlich.

t

Grundsätzl ich trägt gemäß s 537 BGB der Mieter cas verwend ungsrisiko und muss

sich Cer' , 'errnteter nur ersparte Ver.vendungen und das aus anderwert igem

3€ya.Jcn arangle anrechnen lassen bz,v entfallt clef Mlet-nsanspruch nur bei

3eda.rcfts{.Öert6s|Jrrg an anen Drftten

Darlegrngs- und bsAre6bel6tet fÜr derartige Ausnahmen ist der Mieter

Es wird von der Beklagiten nicht mit der erforderlichen substanz vorgetragen, dass

die Klägerin die Wohnräume während der Mietzeit  Dri t ten Überlassen oder auch nur

vorteilea useiner anderweitigen verwertung des Gebrauchs erlangt hätte.

Ledigl ich ersparte Aufwendungen sind gemäß $ 37 Abs. 1 S.21. Alternative BGB in

Abzug zu bringen. Dies können hier nur die verbrauchsabhä ngigen Nebenkosten

sein, die schätzt das Gericht vorl iegend auf 5 oÄ des Nettomietzinses, mithin auf 90 €

schätzt $ 287 BGB

Die Beklagte schuldet mithin eine Restmiete von 1836,00 €.

4.

Zinsen sind dem Grunde nach aus dem GesichtspunK des Verzuges mit Ablauf der

Fäll igkeitsdaten aus der Auftragsbestät igung geschuldet, wobei die diesbezügliche

Stundung auf jeweils 50 oÄ des tatsächl ich geschuldeten Betrages Übertragen

werden musste.

Der Höhe nach beschränK sich der Zinssatz auf den im Tenor genannten'

S. 6/8
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Gericht hält  von den nunmehrrgen n"3" . lng des $$ 288 Abs 2 BGB n'F

,weichende höhere pauschaIierter Verz--cszlnsen gemäß ss 309 Nr. 5, 307, 310

dGB aUch im Verkehrs Zwischen UnlernenFern fur unwirksam. Durch die

Umsetzung der Richtl inle zur Bekämpfung 'on Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr

hat der Gesetzgeber bereits eine weitgehende und großzÜgrge aber dynamrsche

Pauschalierung hinsichtl ich des Zinsschadens 'oroenommen ' 'on dem btl l tgenveise

in Al lgemeinen Gesch äftsbedang u n gen ohne ' /cr l  egen r 'ei terer Umstände nicht mehr

abgewichen werden Kann

lm übrigen ist der in den AGB festgelegte Zrnssatz rvre ein Strafztnssatz

verschuldensunabhänglg und ohne Entlastungsmöglichkeit bzw Möglichkeit des

Nachweises elnes gerlngeren Zinsschadens formuliert '  so dass er auch aus diesem

GesichtspunK heraus unwirksam tst

S. 7/B
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=n l .  - - ;  :es  ! i  l3 '3  :Ds  :  :3s  5

, o^ -tO CO € ';erlangt \.'ird. entspricht dies der

S  l B 3 B x F

3re ,';erlergel'enoe Klage r'/ar daher abzuv'/elsen

Di" protu..r" len Nebenentscheidungen

709ZPO.

beruhen au f  $$  92  Abs .  1 ,  708 Nr '  11  '  711  '

Rechtsbehelfsbelehrung:

!  ^ :z : :?^ :  . s?s  - le  '  s :  das  ?echtsmi t te l  der  Beru fung fÜr  jeden zu läss ig  der

cnrcn ores€6 ürtell In selnen Rechten benachteiligt lst'

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600'00 EUR übersteigt oder

2. wenn die Berufung in dem Urtei l  durch das Amtsgericht zugelassen worden ist 
t  ,

Die Berufung muss innerhalb einer Notfr ist von einem Monat nach Zustel lung | &'t2

d iesesUr te i |Sschr i f t | i chbe idemLandger ich tDÜsse|dor f ,Werdeners taße1,4a227

Düsseldorf,  eingegangen sein Die Berufungsschrif t  muss die Bezeichnung des

Urtei ls, gegen das die Berufung gerichiet wird, sowie die Erklärung' dass gegen

dieses Urtei l  Berufung eingelegt werde, enthalten'

D i e B e r u f u n g i s t , s o f e r n n i c h t b e r e i t s i n d e r B e r u f u n g s s c h r i f t e r f o l g t , b i n n e n z w e i \ r t e r .

Monaten nach Zustel lung dieses Urtei ls schri f t l ich gegenüber dem Landgericht
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zu begründen.

parteien müssen sich vor dem Lan<lgerict Dässeldorf durch einen Rechtsarwalt

lassen, insbesondere mä6sen de Berufrrngs- und die

Berufungsbegründungsschrift von eirem soac|ten ut erzeichnet sein'

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfettigng odef beglautfgte Abschriff des

angefochtenen Urteils vorgelegt werden-

B) Gegen die StreihvertfestseEung ist die B€scfnilede an dG AmtsgeriJlt

Düsseldorf statthaft, wenn der weft des Besütf€Idegpggtstandes I0,ü) EUR

übersteigt oder das Arntsgeri:trt die Bescftttv€de atgFhen hat- Die B€sctMerde ast

spätestens innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheitlung in der

Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das verfahren sich anderweitig erledigt hat bei

dem Amtsgericht Düsseldorf, werdener straße 1, 4O227 Dübseldorf, schriftlich in

deutscher sprache oder zur Niederschrift des urkundsbeamten der Geschäftsstdle

einzulegen. Cte B€schwefde kann alrch zur Niederschrift der Geschäftsstele eirE

itde.t A|rfsg€ti'b abgegEben we.den-

br.L' sff r9ülr *.aEn hrrl vq A&düls€r Flül t€*Bs.azt wd€n'

Dtllt0 Bffi ldrlner|se-E hoalsl|adra*ruB oder

ffi lfrfn0 &s Fes|stE ngFbeschfrsses eiEplegl luerden'

Nick

S. 8/8


